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VERORDNUNG (EG) Nr. 1896/2006 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2006 

zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Diese Verordnung hat Folgendes zum Ziel: 

a) Vereinfachung und Beschleunigung der grenzüberschreitenden Ver­
fahren im Zusammenhang mit unbestrittenen Geldforderungen und 
Verringerung der Verfahrenskosten durch Einführung eines Europäi­
schen Mahnverfahrens, 

und 

b) Ermöglichung des freien Verkehrs Europäischer Zahlungsbefehle in 
den Mitgliedstaaten durch Festlegung von Mindestvorschriften, bei 
deren Einhaltung die Zwischenverfahren im Vollstreckungsmitglied­
staat, die bisher für die Anerkennung und Vollstreckung erforderlich 
waren, entfallen. 

(2) Diese Verordnung stellt es dem Antragsteller frei, eine Forderung 
im Sinne von Artikel 4 im Wege eines anderen Verfahrens nach dem 
Recht eines Mitgliedstaats oder nach Gemeinschaftsrecht durchzusetzen. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung ist in grenzüberschreitenden Rechtssachen in 
Zivil- und Handelssachen anzuwenden, ohne dass es auf die Art der 
Gerichtsbarkeit.ankommt. Sie erfasst insbesondere nicht Steuer- und 
Zollsachen, verwaltungsrechtliche Angelegenheiten sowie die Haftung 
des Staates für Handlungen oder Unterlassungen im Rahmen der Aus­
übung hoheitlicher Rechte („acta jure imperii“). 

(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf 

a) die ehelichen Güterstände, das Gebiet des Erbrechts einschließlich 
des Testamentsrechts, 

b) Konkurse, Verfahren im Zusammenhang mit dem Abwickeln zah­
lungsunfähiger Unternehmen oder anderer juristischer Personen, ge­
richtliche Vergleiche, Vergleiche und ähnliche Verfahren, 

c) die soziale Sicherheit, 

d) Ansprüche aus außervertraglichen Schuldverhältnissen, soweit 

i) diese nicht Gegenstand einer Vereinbarung zwischen den Parteien 
oder eines Schuldanerkenntnisses sind, 

oder 

ii) diese sich nicht auf bezifferte Schuldbeträge beziehen, die sich 
aus gemeinsamem Eigentum an unbeweglichen Sachen ergeben. 

(3) In dieser Verordnung bedeutet der Begriff „Mitgliedstaat“ die 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dänemarks. 

▼B 
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Artikel 3 

Grenzüberschreitende Rechtssachen 

(1) Eine grenzüberschreitende Rechtssache im Sinne dieser Verord­
nung liegt vor, wenn mindestens eine der Parteien ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem des 
befassten Gerichts hat. 

(2) Der Wohnsitz wird nach den Artikeln 59 und 60 der Verord­
nung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ( 1 ) bestimmt. 

(3) Der maßgebliche Augenblick zur Feststellung, ob eine grenzüber­
schreitende Rechtssache vorliegt, ist der Zeitpunkt, zu dem der Antrag 
auf Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls nach dieser Verordnung 
eingereicht wird. 

Artikel 4 

Europäisches Mahnverfahren 

Das Europäische Mahnverfahren gilt für die Beitreibung bezifferter 
Geldforderungen, die zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags auf 
Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls fällig sind. 

Artikel 5 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Ursprungsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dem ein Europäischer 
Zahlungsbefehl erlassen wird, 

2. „Vollstreckungsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dem die Vollstre­
ckung eines Europäischen Zahlungsbefehls betrieben wird, 

3. „Gericht“ alle Behörden der Mitgliedstaaten, die für einen Europäi­
schen Zahlungsbefehl oder jede andere damit zusammenhängende 
Angelegenheit zuständig sind, 

4. „Ursprungsgericht“ das Gericht, das einen Europäischen Zahlungs­
befehl erlässt. 

Artikel 6 

Zuständigkeit 

(1) Für die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung wird die 
Zuständigkeit nach den hierfür geltenden Vorschriften des Gemein­
schaftsrechts bestimmt, insbesondere der Verordnung (EG) Nr. 44/2001. 

(2) Betrifft die Forderung jedoch einen Vertrag, den eine Person, der 
Verbraucher, zu einem Zweck geschlossen hat, der nicht der beruflichen 
oder gewerblichen Tätigkeit dieser Person zugerechnet werden kann, 
und ist der Verbraucher Antragsgegner, so sind nur die Gerichte des 
Mitgliedstaats zuständig, in welchem der Antragsgegner seinen Wohn­
sitz im Sinne des Artikels 59 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 hat. 

▼B 
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Artikel 7 

Antrag auf Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls 

(1) Der Antrag auf Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls ist 
unter Verwendung des Formblatts A gemäß Anhang I zu stellen. 

(2) Der Antrag muss Folgendes beinhalten: 

a) die Namen und Anschriften der Verfahrensbeteiligten und gegebe­
nenfalls ihrer Vertreter sowie des Gerichts, bei dem der Antrag 
eingereicht wird; 

b) die Höhe der Forderung einschließlich der Hauptforderung und ge­
gebenenfalls der Zinsen, Vertragsstrafen und Kosten; 

c) bei Geltendmachung von Zinsen der Zinssatz und der Zeitraum, für 
den Zinsen verlangt werden, es sei denn, gesetzliche Zinsen werden 
nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats automatisch zur Haupt­
forderung hinzugerechnet; 

d) den Streitgegenstand einschließlich einer Beschreibung des Sachver­
halts, der der Hauptforderung und gegebenenfalls der Zinsforderung 
zugrunde liegt; 

e) eine Bezeichnung der Beweise, die zur Begründung der Forderung 
herangezogen werden; 

f) die Gründe für die Zuständigkeit, 

und 

g) den grenzüberschreitenden Charakter der Rechtssache im Sinne von 
Artikel 3. 

▼C1 
(3) In dem Antrag hat der Antragsteller zu erklären, dass er die 
Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht hat, und anzuer­
kennen, dass jede vorsätzliche falsche Auskunft angemessene Sanktio­
nen nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats nach sich ziehen kann. 

▼M3 
(4) Der Antragsteller kann in einer Anlage zum Antrag dem Gericht 
gegenüber erklären, welches der in Artikel 17 Absatz 1 Buchstaben a 
und b aufgeführten Verfahren gegebenenfalls auf seine Forderung in 
dem späteren Zivilverfahren angewendet werden soll, falls der Antrags­
gegner Einspruch gegen den Europäischen Zahlungsbefehl einlegt. 

Der Antragsteller kann in der im ersten Unterabsatz vorgesehenen An­
lage dem Gericht gegenüber auch erklären, dass er die Überleitung in 
ein Zivilverfahren im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a oder 
Buchstabe b für den Fall ablehnt, dass der Antragsgegner Einspruch 
einlegt. Dies hindert den Antragsteller nicht daran, das Gericht zu einem 
späteren Zeitpunkt, in jedem Fall aber vor Erlass des Zahlungsbefehls, 
hierüber zu informieren. 

▼B 
(5) Die Einreichung des Antrags erfolgt in Papierform oder durch 
andere — auch elektronische — Kommunikationsmittel, die im Ur­
sprungsmitgliedstaat zulässig sind und dem Ursprungsgericht zur Ver­
fügung stehen. 

(6) Der Antrag ist vom Antragsteller oder gegebenenfalls von seinem 
Vertreter zu unterzeichnen. Wird der Antrag gemäß Absatz 5 auf elek­
tronischem Weg eingereicht, so ist er nach Artikel 2 Nummer 2 der 

▼B 
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Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 1999 über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für 
elektronische Signaturen ( 1 ) zu unterzeichnen. Diese Signatur wird im 
Ursprungsmitgliedstaat anerkannt, ohne dass weitere Bedingungen fest­
gelegt werden können. 

Eine solche elektronische Signatur ist jedoch nicht erforderlich, wenn 
und insoweit es bei den Gerichten des Ursprungsmitgliedstaats ein al­
ternatives elektronisches Kommunikationssystem gibt, das einer be­
stimmten Gruppe von vorab registrierten und authentifizierten Nutzern 
zur Verfügung steht und die sichere Identifizierung dieser Nutzer er­
möglicht. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über der­
artige Kommunikationssysteme. 

Artikel 8 

Prüfung des Antrags 

Das mit einem Antrag auf Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls 
befasste Gericht prüft so bald wie möglich anhand des Antragsformu­
lars, ob die in den Artikeln 2, 3, 4, 6 und 7 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind und ob die Forderung begründet erscheint. Diese Prüfung 
kann im Rahmen eines automatisierten Verfahrens erfolgen. 

Artikel 9 

Vervollständigung und Berichtigung des Antrags 

(1) Das Gericht räumt dem Antragsteller die Möglichkeit ein, den 
Antrag zu vervollständigen oder zu berichtigen, wenn die in Artikel 7 
genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind und die Forderung nicht 
offensichtlich unbegründet oder der Antrag unzulässig ist. Das Gericht 
verwendet dazu das Formblatt B gemäß Anhang II. 

(2) Fordert das Gericht den Antragsteller auf, den Antrag zu vervoll­
ständigen oder zu berichtigen, so legt es dafür eine Frist fest, die ihm 
den Umständen nach angemessen erscheint. Das Gericht kann diese 
Frist nach eigenem Ermessen verlängern. 

Artikel 10 

Änderung des Antrags 

(1) Sind die in Artikel 8 genannten Voraussetzungen nur für einen 
Teil der Forderung erfüllt, so unterrichtet das Gericht den Antragsteller 
hiervon unter Verwendung des Formblatts C gemäß Anhang III. Der 
Antragsteller wird aufgefordert, den Europäischen Zahlungsbefehl über 
den von dem Gericht angegebenen Betrag anzunehmen oder abzuleh­
nen; er wird zugleich über die Folgen seiner Entscheidung belehrt. Die 
Antwort des Antragstellers erfolgt durch Rücksendung des von dem 
Gericht übermittelten Formblatts C innerhalb der von dem Gericht ge­
mäß Artikel 9 Absatz 2 festgelegten Frist. 

(2) Nimmt der Antragsteller den Vorschlag des Gerichts an, so erlässt 
das Gericht gemäß Artikel 12 einen Europäischen Zahlungsbefehl für 
den Teil der Forderung, dem der Antragesteller zugestimmt hat. Die 
Folgen hinsichtlich des verbleibenden Teils der ursprünglichen Forde­
rung unterliegen nationalem Recht. 

▼B 
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(3) Antwortet der Antragsteller nicht innerhalb der von dem Gericht 
festgelegten Frist oder lehnt er den Vorschlag des Gerichts ab, so weist 
das Gericht den Antrag auf Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls 
insgesamt zurück. 

Artikel 11 

Zurückweisung des Antrags 

(1) Das Gericht weist den Antrag zurück, 

a) wenn die in den Artikeln 2, 3, 4, 6 und 7 genannten Voraussetzun­
gen nicht erfüllt sind, 

oder 

b) wenn die Forderung offensichtlich unbegründet ist, 

oder 

c) wenn der Antragsteller nicht innerhalb der von dem Gericht gemäß 
Artikel 9 Absatz 2 gesetzten Frist seine Antwort übermittelt, 

oder 

d) wenn der Antragsteller gemäß Artikel 10 nicht innerhalb der von 
dem Gericht gesetzten Frist antwortet oder den Vorschlag des Ge­
richts ablehnt. 

Der Antragsteller wird anhand des Formblatts D gemäß Anhang IV von 
den Gründen der Zurückweisung in Kenntnis gesetzt. 

(2) Gegen die Zurückweisung des Antrags kann kein Rechtsmittel 
eingelegt werden. 

(3) Die Zurückweisung des Antrags hindert den Antragsteller nicht, 
die Forderung mittels eines neuen Antrags auf Erlass eines Europäi­
schen Zahlungsbefehls oder eines anderen Verfahrens nach dem Recht 
eines Mitgliedstaats geltend zu machen. 

Artikel 12 

Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls 

(1) Sind die in Artikel 8 genannten Voraussetzungen erfüllt, so er­
lässt das Gericht so bald wie möglich und in der Regel binnen 30 Tagen 
nach Einreichung eines entsprechenden Antrags einen Europäischen 
Zahlungsbefehl unter Verwendung des Formblatts E gemäß Anhang V. 

Bei der Berechnung der 30-tägigen Frist wird die Zeit, die der Antrag­
steller zur Vervollständigung, Berichtigung oder Änderung des Antrags 
benötigt, nicht berücksichtigt. 

(2) Der Europäische Zahlungsbefehl wird zusammen mit einer Ab­
schrift des Antragsformulars ausgestellt. Er enthält nicht die vom An­
tragsteller in den Anlagen 1 und 2 des Formblatts A gemachten An­
gaben. 

(3) In dem Europäischen Zahlungsbefehl wird der Antragsgegner 
davon in Kenntnis gesetzt, dass er 

a) entweder den im Zahlungsbefehl aufgeführten Betrag an den Antrag­
steller zahlen kann, 

oder 

▼B 

02006R1896 — DE — 14.07.2017 — 003.002 — 6



 

b) gegen den Europäischen Zahlungsbefehl bei dem Ursprungsgericht 
Einspruch einlegen kann, indem er innerhalb von 30 Tagen ab dem 
Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungsbefehls an ihn seinen Ein­
spruch versendet. 

(4) In dem Europäischen Zahlungsbefehl wird der Antragsgegner 
davon unterrichtet, dass 

a) der Zahlungsbefehl ausschließlich auf der Grundlage der Angaben 
des Antragstellers erlassen und vom Gericht nicht nachgeprüft wur­
de, 

b) der Zahlungsbefehl vollstreckbar wird, wenn nicht bei dem Gericht 
nach Artikel 16 Einspruch eingelegt wird, 

c) im Falle eines Einspruchs das Verfahren von den zuständigen Ge­
richten des Ursprungsmitgliedstaats gemäß den Regeln eines ordent­
lichen Zivilprozesses weitergeführt wird, es sei denn, der Antrag­
steller hat ausdrücklich beantragt, das Verfahren in diesem Fall zu 
beenden. 

(5) Das Gericht stellt sicher, dass der Zahlungsbefehl dem Antrags­
gegner gemäß den nationalen Rechtsvorschriften in einer Weise zu­
gestellt wird, die den Mindestvorschriften der Artikel 13, 14 und 15 
genügen muss. 

Artikel 13 

Zustellung mit Nachweis des Empfangs durch den Antragsgegner 

Der Europäische Zahlungsbefehl kann nach dem Recht des Staats, in 
dem die Zustellung erfolgen soll, dem Antragsgegner in einer der fol­
genden Formen zugestellt werden: 

a) durch persönliche Zustellung, bei der der Antragsgegner eine Emp­
fangsbestätigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet, 

b) durch persönliche Zustellung, bei der die zuständige Person, die die 
Zustellung vorgenommen hat, ein Dokument unterzeichnet, in dem 
angegeben ist, dass der Antragsgegner das Schriftstück erhalten hat 
oder dessen Annahme unberechtigt verweigert hat und an welchem 
Datum die Zustellung erfolgt ist, 

c) durch postalische Zustellung, bei der der Antragsgegner die Emp­
fangsbestätigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet 
und zurückschickt, 

d) durch elektronische Zustellung wie beispielsweise per Fax oder E- 
Mail, bei der der Antragsgegner eine Empfangsbestätigung unter 
Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet und zurückschickt. 

Artikel 14 

Zustellung ohne Nachweis des Empfangs durch den Antragsgegner 

(1) Der Europäische Zahlungsbefehl kann nach dem Recht des 
Staats, in dem die Zustellung erfolgen soll, dem Antragsgegner auch 
in einer der folgenden Formen zugestellt werden: 

a) persönliche Zustellung unter der Privatanschrift des Antragsgegners 
an eine in derselben Wohnung wie der Antragsgegner lebende Per­
son oder an eine dort beschäftigte Person; 

▼B 
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b) wenn der Antragsgegner Selbstständiger oder eine juristische Person 
ist, persönliche Zustellung in den Geschäftsräumen des Antragsgeg­
ners an eine Person, die vom Antragsgegner beschäftigt wird; 

c) Hinterlegung des Zahlungsbefehls im Briefkasten des Antragsgeg­
ners; 

d) Hinterlegung des Zahlungsbefehls beim Postamt oder bei den zu­
ständigen Behörden mit entsprechender schriftlicher Benachrichti­
gung im Briefkasten des Antragsgegners, sofern in der schriftlichen 
Benachrichtigung das Schriftstück eindeutig als gerichtliches Schrift­
stück bezeichnet oder darauf hingewiesen wird, dass die Zustellung 
durch die Benachrichtigung als erfolgt gilt und damit Fristen zu 
laufen beginnen; 

e) postalisch ohne Nachweis gemäß Absatz 3, wenn der Antragsgegner 
seine Anschrift im Ursprungsmitgliedstaat hat; 

f) elektronisch, mit automatisch erstellter Sendebestätigung, sofern sich 
der Antragsgegner vorab ausdrücklich mit dieser Art der Zustellung 
einverstanden erklärt hat. 

(2) Für die Zwecke dieser Verordnung ist eine Zustellung nach Ab­
satz 1 nicht zulässig, wenn die Anschrift des Antragsgegners nicht mit 
Sicherheit ermittelt werden kann. 

(3) Die Zustellung nach Absatz 1 Buchstaben a, b, c und d wird 
bescheinigt durch 

a) ein von der zuständigen Person, die die Zustellung vorgenommen 
hat, unterzeichnetes Schriftstück mit den folgenden Angaben: 

i) die gewählte Form der Zustellung, 

und 

ii) das Datum der Zustellung sowie, 

und 

iii) falls der Zahlungsbefehl einer anderen Person als dem Antrags­
gegner zugestellt wurde, der Name dieser Person und die An­
gabe ihres Verhältnisses zum Antragsgegner, 

oder 

b) eine Empfangsbestätigung der Person, der der Zahlungsbefehl zu­
gestellt wurde, für die Zwecke von Absatz 1 Buchstaben a und b. 

Artikel 15 

Zustellung an einen Vertreter 

Die Zustellung nach den Artikeln 13 oder 14 kann auch an den Ver­
treter des Antragsgegners bewirkt werden. 

▼B 
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Artikel 16 

Einspruch gegen den Europäischen Zahlungsbefehl 

(1) Der Antragsgegner kann beim Ursprungsgericht Einspruch gegen 
den Europäischen Zahlungsbefehl unter Verwendung des Formblatts F 
gemäß Anhang VI einlegen, das dem Antragsgegner zusammen mit dem 
Europäischen Zahlungsbefehl zugestellt wird. 

(2) Der Einspruch muss innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag der 
Zustellung des Zahlungsbefehls an den Antragsgegner versandt werden. 

(3) Der Antragsgegner gibt in dem Einspruch an, dass er die Forde­
rung bestreitet, ohne dass er dafür eine Begründung liefern muss. 

(4) Der Einspruch ist in Papierform oder durch andere — auch elek­
tronische — Kommunikationsmittel, die im Ursprungsmitgliedstaat zu­
lässig sind und dem Ursprungsgericht zur Verfügung stehen, einzulegen. 

(5) Der Einspruch ist vom Antragsgegner oder gegebenenfalls von 
seinem Vertreter zu unterzeichnen. Wird der Einspruch gemäß Absatz 4 
auf elektronischem Weg eingelegt, so ist er nach Artikel 2 Nummer 2 
der Richtlinie 1999/93/EG zu unterzeichnen. Diese Signatur wird im 
Ursprungsmitgliedstaat anerkannt, ohne dass weitere Bedingungen fest­
gelegt werden können. 

Eine solche elektronische Signatur ist jedoch nicht erforderlich, wenn 
und insoweit es bei den Gerichten des Ursprungsmitgliedstaats ein al­
ternatives elektronisches Kommunikationssystem gibt, das einer be­
stimmten Gruppe von vorab registrierten und authentifizierten Nutzern 
zur Verfügung steht und die sichere Identifizierung dieser Nutzer er­
möglicht. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über der­
artige Kommunikationssysteme. 

▼M3 

Artikel 17 

Wirkungen der Einlegung eines Einspruchs 

(1) Wird innerhalb der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist Ein­
spruch eingelegt, so wird das Verfahren vor den zuständigen Gerichten 
des Ursprungsmitgliedstaats weitergeführt, es sei denn, der Antragsteller 
hat ausdrücklich beantragt, das Verfahren in einem solchen Fall zu 
beenden. Das Verfahren wird weitergeführt gemäß den Regeln 

a) des in der Verordnung (EG) Nr. 861/2007 festgelegten europäischen 
Verfahrens für geringfügige Forderungen, falls diese anwendbar ist, 
oder 

b) eines entsprechenden nationalen Zivilverfahrens. 

(2) Hat der Antragsteller nicht angegeben, welches der in Absatz 1 
Buchstaben a und b genannten Verfahren auf seine Forderung in dem 
Verfahren angewandt werden soll, das sich an die Einlegung eines Ein­
spruchs anschließt, oder hat der Antragsteller beantragt, das europäische 
Verfahren für geringfügige Forderungen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 861/2007 auf eine Forderung anzuwenden, die nicht in den Gel­
tungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 861/2007 fällt, so wird das Ver­
fahren in das entsprechende einzelstaatliche Zivilverfahren übergeleitet, 
es sei denn, der Antragsteller hat ausdrücklich beantragt, dass diese 
Überleitung nicht vorgenommen wird. 

▼B 
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(3) Hat der Antragsteller seine Forderung im Wege des Europäischen 
Mahnverfahrens geltend gemacht, so wird seine Stellung im nachfolgen­
den Zivilverfahren durch keine Maßnahme nach nationalem Recht prä­
judiziert. 

(4) Die Überleitung in ein Zivilverfahren im Sinne von Absatz 1 
Buchstaben a und b erfolgt nach dem Recht des Ursprungsmitglied­
staats. 

(5) Dem Antragsteller wird mitgeteilt, ob der Antragsgegner Ein­
spruch eingelegt hat und ob das Verfahren als Zivilverfahren im Sinne 
des Absatzes 1 weitergeführt wird. 

▼B 

Artikel 18 

Vollstreckbarkeit 

(1) Wurde innerhalb der Frist des Artikels 16 Absatz 2 unter Berück­
sichtigung eines angemessenen Zeitraums für die Übermittlung kein 
Einspruch beim Ursprungsgericht eingelegt, so erklärt das Gericht den 
Europäischen Zahlungsbefehl unter Verwendung des Formblatts G ge­
mäß Anhang VII unverzüglich für vollstreckbar. Das Ursprungsgericht 
überprüft das Zustellungsdatum des Europäischen Zahlungsbefehls. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 richten sich die Voraussetzungen der 
Zwangsvollstreckung für die Vollstreckbarkeit nach den Rechtsvor­
schriften des Ursprungsmitgliedstaats. 

(3) Das Gericht übersendet dem Antragsteller den vollstreckbaren 
Europäischen Zahlungsbefehl. 

Artikel 19 

Abschaffung des Exequaturverfahrens 

Der im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar gewordene Europäische 
Zahlungsbefehl wird in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt und voll­
streckt, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne dass 
seine Anerkennung angefochten werden kann. 

Artikel 20 

Überprüfung in Ausnahmefällen 

(1) Nach Ablauf der in Artikel 16 Absatz 2 genannten Frist ist der 
Antragsgegner berechtigt, bei dem zuständigen Gericht des Ursprungs­
mitgliedstaats eine Überprüfung des Europäischen Zahlungsbefehls zu 
beantragen, falls 

a) i) der Zahlungsbefehl in einer der in Artikel 14 genannten Formen 
zugestellt wurde, 

und 

ii) die Zustellung ohne Verschulden des Antragsgegners nicht so 
rechtzeitig erfolgt ist, dass er Vorkehrungen für seine Verteidi­
gung hätte treffen können, 

oder 

b) der Antragsgegner aufgrund höherer Gewalt oder aufgrund außerge­
wöhnlicher Umstände ohne eigenes Verschulden keinen Einspruch 
gegen die Forderung einlegen konnte, 

wobei in beiden Fällen vorausgesetzt wird, dass er unverzüglich tätig 
wird. 

▼M3 
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(2) Ferner ist der Antragsgegner nach Ablauf der in Artikel 16 Ab­
satz 2 genannten Frist berechtigt, bei dem zuständigen Gericht des Ur­
sprungsmitgliedstaats eine Überprüfung des Europäischen Zahlungs­
befehls zu beantragen, falls der Europäische Zahlungsbefehl gemessen 
an den in dieser Verordnung festgelegten Voraussetzungen oder auf­
grund von anderen außergewöhnlichen Umständen offensichtlich zu 
Unrecht erlassen worden ist. 

(3) Weist das Gericht den Antrag des Antragsgegners mit der Be­
gründung zurück, dass keine der Voraussetzungen für die Überprüfung 
nach den Absätzen 1 und 2 gegeben ist, bleibt der Europäische Zah­
lungsbefehl in Kraft. 

Entscheidet das Gericht, dass die Überprüfung aus einem der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Gründe gerechtfertigt ist, wird der Euro­
päische Zahlungsbefehl für nichtig erklärt. 

Artikel 21 

Vollstreckung 

(1) Unbeschadet der Bestimmungen dieser Verordnung gilt für das 
Vollstreckungsverfahren das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats. 

Ein vollstreckbar gewordener Europäischer Zahlungsbefehl wird unter 
den gleichen Bedingungen vollstreckt wie eine im Vollstreckungsmit­
gliedstaat vollstreckbar gewordene Entscheidung. 

(2) Zur Vollstreckung in einem anderen Mitgliedstaat legt der An­
tragsteller den zuständigen Vollstreckungsbehörden dieses Mitgliedstaats 
folgende Dokumente vor: 

a) eine Ausfertigung des von dem Ursprungsgericht für vollstreckbar 
erklärten Europäischen Zahlungsbefehls, die die für seine Beweis­
kraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, 

und 

b) gegebenenfalls eine Übersetzung des Europäischen Zahlungsbefehls 
in die Amtssprache des Vollstreckungsmitgliedstaats oder — falls es 
in diesem Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — nach Maß­
gabe der Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats in die Verfahrens­
sprache oder eine der Verfahrenssprachen des Ortes, an dem die 
Vollstreckung betrieben wird, oder in eine sonstige Sprache, die 
der Vollstreckungsmitgliedstaat zulässt. Jeder Mitgliedstaat kann an­
geben, welche Amtssprache oder Amtssprachen der Organe der Eu­
ropäischen Union er neben seiner oder seinen eigenen für den Eu­
ropäischen Zahlungsbefehl zulässt. Die Übersetzung ist von einer 
hierzu in einem der Mitgliedstaaten befugten Person zu beglaubigen. 

(3) Einem Antragsteller, der in einem Mitgliedstaat die Vollstreckung 
eines in einem anderen Mitgliedstaat erlassenen Europäischen Zahlungs­
befehls beantragt, darf wegen seiner Eigenschaft als Ausländer oder 
wegen Fehlens eines inländischen Wohnsitzes oder Aufenthaltsorts im 
Vollstreckungsmitgliedstaat eine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, 
unter welcher Bezeichnung es auch sei, nicht auferlegt werden. 
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Artikel 22 

Verweigerung der Vollstreckung 

(1) Auf Antrag des Antragsgegners wird die Vollstreckung vom zu­
ständigen Gericht im Vollstreckungsmitgliedstaat verweigert, wenn der 
Europäische Zahlungsbefehl mit einer früheren Entscheidung oder ei­
nem früheren Zahlungsbefehl unvereinbar ist, die bzw. der in einem 
Mitgliedstaat oder einem Drittland ergangen ist, sofern 

a) die frühere Entscheidung oder der frühere Zahlungsbefehl zwischen 
denselben Parteien wegen desselben Streitgegenstands ergangen ist, 

und 

b) die frühere Entscheidung oder der frühere Zahlungsbefehl die not­
wendigen Voraussetzungen für die Anerkennung im Vollstreckungs­
mitgliedstaat erfüllt, 

und 

c) die Unvereinbarkeit im gerichtlichen Verfahren des Ursprungsmit­
gliedstaats nicht geltend gemacht werden konnte. 

(2) Auf Antrag wird die Vollstreckung ebenfalls verweigert, sofern 
und insoweit der Antragsgegner den Betrag, der dem Antragsteller in 
einem Europäischen Zahlungsbefehl zuerkannt worden ist, an diesen 
entrichtet hat. 

(3) Ein Europäischer Zahlungsbefehl darf im Vollstreckungsmitglied­
staat in der Sache selbst nicht nachgeprüft werden. 

Artikel 23 

Aussetzung oder Beschränkung der Vollstreckung 

Hat der Antragsgegner eine Überprüfung nach Artikel 20 beantragt, so 
kann das zuständige Gericht im Vollstreckungsmitgliedstaat auf Antrag 
des Antragsgegners 

a) das Vollstreckungsverfahren auf Sicherungsmaßnahmen beschrän­
ken, 

oder 

b) die Vollstreckung von der Leistung einer von dem Gericht zu be­
stimmenden Sicherheit abhängig machen, 

oder 

c) unter außergewöhnlichen Umständen das Vollstreckungsverfahren 
aussetzen. 

Artikel 24 

Rechtliche Vertretung 

Die Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder sonstigen Rechtsbeistand 
ist nicht zwingend 

a) für den Antragsteller im Hinblick auf die Beantragung eines Euro­
päischen Zahlungsbefehls, 

b) für den Antragsgegner bei Einlegung des Einspruchs gegen einen 
Europäischen Zahlungsbefehl. 
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Artikel 25 

Gerichtsgebühren 

▼M3 
(1) Sind in einem Mitgliedstaat die Gerichtsgebühren für Zivilver­
fahren im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a beziehungsweise 
Buchstabe b genauso hoch oder höher als die Gerichtsgebühren für das 
Europäische Mahnverfahren, so dürfen die Gerichtsgebühren für ein 
Europäisches Mahnverfahren und das sich daran im Falle eines Ein­
spruchs gemäß Artikel 17 Absatz 1 anschließende Zivilverfahren ins­
gesamt nicht höher sein als die Gebühren für solche Verfahren ohne 
vorausgehendes Europäisches Mahnverfahren in diesem Mitgliedstaat. 

Für Zivilverfahren, die sich im Falle eines Einspruchs gemäß Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe a beziehungsweise Buchstabe b anschließen, dürfen 
in einem Mitgliedstaat keine zusätzlichen Gerichtsgebühren erhoben 
werden, wenn die Gerichtsgebühren für diese Art von Verfahren in 
diesem Mitgliedstaat niedriger sind als die Gerichtsgebühren für das 
Europäische Mahnverfahren. 

▼B 
(2) Für die Zwecke dieser Verordnung umfassen die Gerichtsgebüh­
ren die dem Gericht zu entrichtenden Gebühren und Abgaben, deren 
Höhe nach dem nationalen Recht festgelegt wird. 

Artikel 26 

Verhältnis zum nationalen Prozessrecht 

Sämtliche verfahrensrechtlichen Fragen, die in dieser Verordnung nicht 
ausdrücklich geregelt sind, richten sich nach den nationalen Rechtsvor­
schriften. 

Artikel 27 

Verhältnis zur Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 

Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung der Verordnung (EG) 
Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die Zustellung gericht­
licher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen 
in den Mitgliedstaaten ( 1 ). 

Artikel 28 

Informationen zu den Zustellungskosten und zur Vollstreckung 

Die Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um der Öffentlichkeit und den 
Fachkreisen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

a) Informationen zu den Zustellungskosten, 

und 

b) Information darüber, welche Behörden im Zusammenhang mit der 
Vollstreckung für die Anwendung der Artikel 21, 22 und 23 zustän­
dig sind, 

insbesondere über das mit der Entscheidung 2001/470/EG des Rates ( 2 ) 
eingerichtete Europäische Justizielle Netz für Zivil- und Handelssachen. 

▼B 
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Artikel 29 

Angaben zu den zuständigen Gerichten, den Überprüfungsverfah­
ren, den Kommunikationsmitteln und den Sprachen 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum 12. Juni 2008 
Folgendes mit: 

a) die Gerichte, die dafür zuständig sind, einen Europäischen Zahlungs­
befehl zu erlassen; 

b) Informationen über das Überprüfungsverfahren und die für die An­
wendung des Artikels 20 zuständigen Gerichte; 

c) die Kommunikationsmittel, die im Hinblick auf das Europäische 
Mahnverfahren zulässig sind und den Gerichten zur Verfügung ste­
hen; 

d) die nach Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe b zulässigen Sprachen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über alle späteren 
Änderungen dieser Angaben. 

(2) Die Kommission macht die nach Absatz 1 mitgeteilten Angaben 
durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union und 
durch andere geeignete Mittel öffentlich zugänglich. 

▼M3 

Artikel 30 

Änderung der Anhänge 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 31 in 
Bezug auf die Änderung der Anhänge I bis VII delegierte Rechtsakte zu 
erlassen. 

Artikel 31 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 30 
wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 13. Januar 2016 
übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 30 kann vom Europäi­
schen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Be­
schluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Be­
schluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Be­
schluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 30 erlassen wurde, 
tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat 
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innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses 
Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände er­
hoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Par­
lament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Par­
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

▼B 

Artikel 32 

Überprüfung 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss bis zum 12. Dezember 
2013 einen detaillierten Bericht über die Überprüfung des Funktionie­
rens des Europäischen Mahnverfahrens vor. Dieser Bericht enthält eine 
Bewertung des Funktionierens des Verfahrens und eine erweiterte Fol­
genabschätzung für jeden Mitgliedstaat. 

Zu diesem Zweck und damit gewährleistet ist, dass die vorbildliche 
Praxis in der Europäischen Union gebührend berücksichtigt wird und 
die Grundsätze der besseren Rechtsetzung zum Tragen kommen, stellen 
die Mitgliedstaaten der Kommission Angaben zum grenzüberschreiten­
den Funktionieren des Europäischen Zahlungsbefehls zur Verfügung. 
Diese Angaben beziehen sich auf die Gerichtsgebühren, die Schnellig­
keit des Verfahrens, die Effizienz, die Benutzerfreundlichkeit und die 
internen Mahnverfahren der Mitgliedstaaten. 

Dem Bericht der Kommission werden gegebenenfalls Vorschläge zur 
Anpassung der Verordnung beigefügt. 

Artikel 33 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 12. Dezember 2008 mit Ausnahme der Artikel 28, 29, 
30 und 31, die ab dem 12. Juni 2008 gelten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß 
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar 
in den Mitgliedstaaten. 
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